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Die Politik soll man 
vor den Wahlen fragen!
         






Franz Poimer





  









       



      





    







       

        





 

      



      





    

       



    

       





      

   

        







Empfängeradresse
Parlamentsparteien

Wien, 30. Juni 2024

Abschaffung Pensionssicherungsbeitrag

Sehr geehrter Herr Klubobmann (Klubobfrau) …. ,
sehr geehrte Abgeordnete zum Nationalrat!

Pensionistinnen und Pensionisten für die der § 13a Pensionsgesetz Anwendung findet, haben seit Ende 
der 1990er Jahre einen Pensionsbeitrag zu entrichten, dessen Berechtigung objektiv schon lange nicht 
mehr zu rechtfertigen ist. Wir bemühen uns deshalb schon viele Jahre um Abschaffung dieser – wie sie 
auch von den betreffenden Pensionistinnen und Pensionisten bezeichnet wird – ungerechten und aus 
der Zeit gefallenen Pensionist:innensteuer, die nur von der Politik wieder abgeschafft werden kann, 
nachdem sie auch von dieser eingeführt wurde.

Beim 20. ordentlichen Gewerkschaftstag der Gewerkschaft der Post- und Fernmeldebediensteten 
(GPF) am 5. und 6. Juni 2024 haben die Delegierten einstimmig einen Antrag beschlossen, der die 
Abschaffung des Pensionsbeitrages für Pensionistinnen und Pensionisten fordert. Wir erlauben uns zur 
inhaltlichen Erläuterung diesen Antrag beizulegen.

Weiters legen wir einen Entschließungsantrag vom 23.2.2022 zu dieser Thematik bei, der am 6.12.2022 
und am 22.1.2024 im Verfassungsausschuss auf der Tagesordnung stand aber immer nur vertagt 
wurde.

Sehr geehrter Herr Klubobmann (Klubobfrau), die GPF wendet sich an Sie und Ihre Abgeordneten zum 
Nationalrat mit der Bitte um politische Unterstützung zur Abschaffung des oben angeführten Beitrages
nach § 13a Pensionsgesetz zumindest aber im Sinne unseres beiliegenden Entschließungsantrages. 

Wir ersuchen Sie um schriftliche Antwort, ob Sie die GPF, die als Interessenvertretung ihrer 
pensionierten Mitglieder legitimiert ist, in dem vorgetragenen Sinne politisch, aber im Besonderen in der 
gesetzgebenden Körperschaft im Sinne des Entschließungsantrages unterstützen wollen.

Für Ihre schriftliche Antwort und eventuelle Unterstützung danken wir im Voraus.

Mit gewerkschaftlichen Grüßen
für die

gpf

Josef Wild
BP-Vorsitzender

Christian Decker
Bundesgeschäftsführerr

Richard Köhler
Bundesvorsitzender

Gewerkschaft der Post- und
Fernmeldebediensteten
1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1
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